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Sachverhalt

Die Gemeinde Alt Krenzlin ist EigentUmerin von 33,88 ha Waldflache. Die
Bewirtschaftung des Waldes erfolgt durch die Forstbetriebsgemeinschaft
Woabbelin.

Durch Umweltbelastungen und Klimawandel kommt es zu Beeintrachtigungen der
naturlichen Leistungsfahigkeit der Walder. Die Auswirkungen des Klimawandels
sind in den letzten Jahren besonders deutlich sichtbar geworden und haben zu
grol3flachigen Waldschaden und hohen Mengen an Schadholz gefUhrt. Um die
Leistungen und die Produktivitat der Waldokosysteme dauerhaft zu erhalten und
die biologische Vielfalt zu gewahrleisten, ist eine nachhaltige, naturnahe und
multifunktionale Waldbewirtschaftung Voraussetzung.

PEFC ist ein transparentes und unabhangiges System zur Sicherstellung einer
nachhaltigen Waldbewirtschaftung.

Auszug aus der Informationsbroschiure des PEFC Deutschland e.V.:
Eine nachhaltige Waldbewirtschaftung orientiert sich an den 1993 in Helsinki auf
der Ministerkonferenz zum Schutz der Walder in Europa beschlossenen Kriterien:

1. Erhaltung und angemessene Verbesserung der forstlichen Ressourcen und
ihr

Beitrag zu globalen Kohlenstoffkreislaufen
2. Erhaltung der Gesundheit und Vitalitat von Forstokosystemen
3. Erhaltung und Foérderung der Reproduktionsfunktion der Walder (Holz und
Nichtholz)

4. Bewahrung, Erhaltung und angemessene Verbesserung der biologischen
Vielfalt in

Waldokosystemen.
5. Erhaltung und angemessene Verbesserung der Schutzfunktion bei der

Waldbewirtschaftung (vor allem Boden und Wasser).



6. Erhaltung sonstiger soziobkonomischer Funktionen und Bedingungen.*

Eine PEFC-Zertifizierung gilt fir einen Zeitraum von 10 Jahren. FUr die Teilnahme
an der Zertifizierung ist jahrlich ein Beitrag in Hohe von 0,18 €/ha (netto) zu
entrichten.

Far die Gemeinde Alt Krenzlin belduft sich der jahrliche Beitrag derzeit auf 7,28 €
(brutto).

Auf der Grundlage einer PEFC-Zertifizierung besteht die Madglichkeit der
Beantragung der Bundeswaldpramie. Die Bundeswaldpramie betragt 100 €/ha.

Die Antragsfrist fur die PEFC-Zertifizierung endete am 30.09.2021.

Beschlussantrag

Folgende Entscheidung der Burgermeisterin vom 21.09.2021 wird hiermit
nachtraglich gebilligt:

1. Eine nachhaltige Bewirtschaftung von Waldflachen schutz das Klima und
sichert die Biodiversitat.

Die Gemeinde Alt Krenzlin verpflichtet sich, die PEFC-Standards fur
nachhaltige Waldbewirtschaftung (PEFC D 1002-1) in der jeweils qultigen
Fassung einzuhalten.

2. Um an der regionalen PEFC-Zertifizierung teilzunehmen, wird die
Gemeinde die diesbezuglichen Anforderungen aus PEFC D 1001 erfullen.
Insbesondere wird
- der Regionalen Arbeitsgruppe und der zustandigen
Zertifizierungsstelle die volle Kooperationen und Unterstutzung
angeboten;
- deren Anfragen zu relevanten Daten, Dokumentationen und anderen
Informationen effektiv beantwortet;
- Zugang zu den von der Gemeinde bewirtschafteten Waldern und
anderen
betrieblichen Einrichtungen erlaubt, sofern dies in Verbindung mit
internen und externen Audits oder anderen Uberprufungen
erforderlich ist.
Daruber hinaus werden die Mallnahmen im Rahmen des regionalen
Handlungsprogramms, welche fur die Teilnehme an der regionalen
Zertifizierung relevant sind, umgesetzt; das gleiche gilt fir relevante
korrigierende und vorbeugende MaBnahmen, die von der regionalen
Arbeitsgruppe auferlegt werden.

3. Die Verwendung der PEFC-Warenzeichen erfolgt ausschlieBlich gemals des
Warenzeichens-Standards PEFC D St 2001 auf der Grundlage einer
Nutzungslizenz von PEFC Deutschland e.V. Weiterhin verpflichtet sich die
Gemeinde, die Gebuhren gemal Gebuhrenordnung
PEFC D 4003 zu entrichten.

4. Auf der Grundlage der PEFC-Zertifizierung erfolgt die Beantragung der
Bundeswaldpramie nach der Bundes-Richtlinie zum Erhalt und zur
nachhaltigen Bewirtschaftung der Walder vom 22.10.2020.

Die Dringlichkeit der Entscheidung wird anerkannt.



Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n

1

Waldbewirtschaftung PEFC Zertifizierung-Bundeswaldpramie
gesetzliche Grundlage (6ffentlich)
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Bundesministerium

fir Ernéhrung und Landwirtschaft

Bekanntmachung
der Richtlinie zum Erhalt und zur nachhaltigen Bewirtschaftung der Walder

Vom 22, Oktober 2020

Praambel

Der Wald ist systemrelevant. Klimastabile, naturnahe Walder und ihre nachhaltige Bewirtschaftung schiitzen das Klima,
sichern die Biodiversitat und sind der wichtigste Erholungsort der Deutschen. Nachhaltig bewirtschaftete Wilder liefern
den klimafreundlichen Rohstoff Holz und sichern Arbeit und Einkommen. Dem Erhalt der Walder und der nachhaltigen
Forstwirtschaft kommt daher eine besondere Bedeutung zu.

Die Corona-Pandemie verstérkt durch negative Auswirkungen auf die Holz-Absatzmérkte und Logistikstrukturen die
Folgen von Extremwetterereignissen der Jahre 2017 bis 2020 mit Stiirmen, Diirreperioden und Schédlingsbefall fiir die
deutsche Forstwirtschaft. Die privaten und kommunalen Forstbetriebe sind mit wirtschaftlichen Herausforderungen
und Hérten konfrontiert, die in der Geschichte beispiellos sind. Durch eine einmalige flachenbezogene Pramie sollen
privaten und kommunalen Waldeigentiimern entstandene Schiden teilweise kompensiert und gleichzeitig eine nach-
haltige Waldwirtschaft, die iber den gesetzlichen Standard hinausgeht, unterstiitzt werden.

1 Zweck der Primie

Die Préamie hat folgende Ziele:

Beitrag zum Erhalt der Wélder und der gesellschaftlichen unverzichtbaren Waldfunktionen durch Unterstitzung einer
Uber den gesetzlichen Standard hinausgehenden nachhaltigen Bewirtschaftung der privaten und kommunalen Forst-
betriebe angesichts der Skonomischen Folgen des Klimawandels und der Corona-Pandemie.

Der Bund gewéhrt nach MaBgabe dieser Richtlinie und des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwViG) eine waldflichen-
bezogene Pramie.

2 Gegenstand der Prémie

Vor dem Hintergrund der massiven Waldsch&den und des mit der Uberlastung der Holzmirkte verursachten Preis-
verfalls fir Holz seit dem Jahr 2018 wird den privaten und kommunalen Waldeigentiimern ein einmaliger pauschaler
flachenbezogener Teilausgleich von dadurch verursachten Bestands- und Einnahmeverlusten gezahlt.

Grundlage der Pramie sind die durch das Thiinen-Institut ermittelten durchschnittlichen Bestands- und Einnahmever-
luste pro Hektar der privaten und kommunalen Waldeigentiimer fir die gesamte Bundesrepublik Deutschland.

3 Leistungsempfinger

3.1 Leistungsempfénger kann eine natlrliche oder eine juristische Person des Privat- oder &ffentlichen Rechts sein,
die als Unternehmer im Sinne des § 186 Absatz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB Vi) rechtmaBig eine
Waldflache nach § 2 des Bundeswaldgesetzes bewirtschaftet und dies in Schriftform belegt.

3.2 Als Leistungsempfénger ausgeschlossen sind Bund und Lander sowie juristische Personen des Privat- oder
offentlichen Rechts, deren Kapitalvermégen sich zu mindestens 25 Prozent in den Hinden des Bundes oder der
Lander befindet sowie Stiftungen des Privat- oder &ffentlichen Rechts, die zu mindestens 25 Prozent durch Kapital
von Bund oder Landern errichtet wurden.

3.3 Unternehmer im Sinne von Nummer 3.1, deren Unternehmen mit anderen Unternehmen verbunden (verbundene
Unternehmen im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes) sind und diese anderen Unternehmen die Kritetien der Num-
mer 3.2 erflllen, sind nicht antragsberechtigt.

3.4 Von der Prémie ausgeschlossen sind Unternehmen,

3.4.1 bei denen es sich um Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014" handelt oder

3.4.2 Uber deren Vermogen ein Insolvenzverfahren beantragt oder eréfinet worden ist. Dasselbe gilt flr Antragsteller
und, sofern der Antragsteller eine juristische Person ist, fiir den Inhaber der juristischen Person, die eine eidesstatt-
liche Versicherung nach § 807 der Zivilprozessordnung oder § 284 der Abgabenordnung abgegeben haben oder zu
deren Abgabe verpflichtet sind.

' Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Gber die Arbeitsweise der Européischen Union (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1;
L. 283 vom 27.9.2014, S. 65), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/972 (ABI. L 215 vom 7.7.2020, S. 3) gedndert worden Ist.

Die POF-Datei der amtlichen Veroffentlichung ist mit siner qualifizierten elektronischan Signatur versehen. Siehe dazu Hinwais auf Infossite.
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4 Leistungsvoraussetzungen und Bemessungsgrundlage
4.1 Voraussetzung fiir die Gewahrung der Pramie sind:

4.1.1 Nachweis, aus dem sich ergibt, dass der Antragsteller Unternehmer im Sinne des § 136 Absatz 3 SGB VII fiir
eine Waldfl&che im Sinne des § 2 des Bundeswaldgesetzes ist. Diese Voraussetzung gilt nicht fir kommunale Wald-
eigentlimer.

4.1.2 Zertifizierung der nachhaltigen Waldbewirtschaftung der nach Nummer 4.1.1 nachgewiesenen Waldfléche
durch Vorlage eines Zertifikats des Programme for the Endorsement of Forest Certification Schemes Deutschland
(PEFC), des Forest Stewardship Council Deutschland (FSC), der Naturiand Richtlinien zur Okologischen Waldnutzung
(Naturland) oder eines vergleichbaren Zertifikats. Die Zertifizierung kann bis zum 30. September 2021 (Ausschlussfrist)
nachgereicht werden. Eine Auszahlung der Primie erfolgt erst, wenn die Zertifizierung vorliegt.

4.1.3 Abgabe der Selbstverpflichtung, das in Nummer 4.1.2 bezeichnete Forstzertifikat fiir mindestens zehn Jahre ab
dem Zeitpunkt der Auszahlung der Prémie zu halten, Nachweispflicht iiber den Fortbestand der Zertifizierung in
diesem Zeitraum sowie Zustimmung zur Riickforderung und Riickzahlung der verzinsten Pramie im Fall der freiwilligen
Aufgabe der Zertifizierung oder der vorzeitigen Aberkennung des Zertifikats.

5 Kumulierungsregelungen

5.1 Eine Kumulierung mit Zuwendungen aus anderen Férderprogrammen fiir den Ausgleich von Bestands- und Ein-
nahmeverlusten aufgrund von Waldschéden und des mit der Uberlastung der Holzmarkte verursachten Preisverfalls
fir Holz seit dem 1. Januar 2018 bis zum Inkrafttreten dieser Richtlinie ist nur zuléssig bis zur Hohe der jewells
einschldgigen Beihilfehdchstintensitat bzw. des einschlégigen Beihilfehdchstbetrags, der in einer Gruppenfreistel-
lungsverordnung oder in einem Beschluss der Kommission festgelegt ist.

5.2 Auf Grundlage dieser Richilinie im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013% gewihrte Beihilfen diirfen
bis zu dem in Nummer 7.1 genannten Héchstbetrag mit De-minimis-Beihilfen nach anderen De-minimis-Verordnungen
kumuliert werden. Bei Kumulierung mit Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 360/20123 gilt abweichend von Satz 1
der dort festgelegte Héchstbetrag.

6 Subventionserheblichkeit

6.1 Der Leistungsempfanger ist darauf hinzuweisen, dass seine Angaben zu den Prémienvoraussetzungen und zu
anderen &ffentlichen Forderungen und Beihilfen subventionserheblich gem&B § 264 des Strafgesetzbuchs (StGB) in
Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes sind.

7 Beihilferechtliche Bestimmungen

7.1 Die Pramie wird als De-minimis-Beihilfe nach MaBgabe der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 gewdhrt. Die Ge-
samtsumme der einem einzigen Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
gewdhrten De-minimis-Beihilfen darf 200 000 Euro bezogen auf einen Zeitraum von drei Steuerjahren nicht (iber-
steigen. Unternehmenstransaktionen sind geméB Artikel 3 Absatz 8 und 9 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 zu
beriicksichtigen. Der Antragsteller hat in seinem Antrag darzulegen und, soweit erforderlich, bis zum Zeitpunkt der
Fdérderungsgewdhrung nachzureichen, wann und in welcher Héhe er - unabhéngig vom Beihilfegeber — in den letzten
drei Jahren De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 erhalten hat. Dabei hat er auch anzugeben,
welche Beihilfeantrdge gegenwértig gestellt sind. Die Angaben sind subventionserheblich.

7.2 Der Antragsteller erhilt im Fall einer De-minimis-Beihilfe einen Leistungsbescheid, dem eine ,De-minimis®-Be-
scheinigung beigefiigt ist. Diese Bescheinigung ist zehn Jahre vom Untemehmen aufzubewahren und der bewilligen-
den Stelle auf deren Anforderung innerhalb von einer Woche oder einer in der Anforderung festgesetzten langeren
Frist vorzulegen.

7.3 Die Bescheinigungen sind bei zuk{inftigen Beantragungen als Nachweis fir die vergangenen Beihilfen vorzulegen.

8 Art, Umfang und Héhe der Primie
8.1 Die Leistung wird als nicht riickzahlbare Primie gewahrt.

8.2 Bemessungsgrundlage fiir die Prémie ist die durch den Antragsteller im Sinne von Nummer 4.1.1 und im Sinne
von Nummer 4.1.2 dieser Richtlinie zertifizierte Waldfldche, Wenn und soweit die nach den Nummern 4.1.1 und 4.1.2
nachgewiesenen Flachen im Umfang voreinander abweichen, ist der Nachweis mit dem geringeren Umfang Bemes-
sungsgrundlage.

8.3 Die Hohe der Prémie je Hektar Waldflache mit PEFC-Zertifikat oder einem vergleichbaren Zertifikat im Sinne von
Nummer 8.2 betrégt 100 Euro und mit FSC-, Naturland- oder einem vergleichbaren Zertifikat im Sinne von Nummer 8.2
120 Euro je Hektar.

L Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 (iber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags {iber die
Arbeitsweise der EU auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2020/872 (ABI. L 215 vomn 7.7.2020,
S. 3) gedindert worden ist.

3 Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25, April 2012 {iber dle Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise
der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABI.
L 114 vom 26.4.2012, S. B), die durch die Verordnung (EU) 2018/1923 (ABI. L 813 vom 10.12.2018, S. 2) geandert worden ist.
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8.4 Prémien unterhalb eines Auszahlungsbetrags von 100 Euro pro Antrag werden nicht gewahrt.

8.5 Kosten und Ausgaben, die dem Antragsteller vor der Antragstellung entstanden sind oder durch die Antragstellung
entstehen, bleiben unberlicksichtigt und sind nicht leistungsfhig.

8.6 Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung einer Pridmie besteht nicht. Die Gewdhrung der Pramie steht unter dem
Vorbehalt der Verfigbarkeit entsprechender Haushaltsmittel. Die zustindige Stelle (Bewilligungsbehérde) entscheidet
aufgrund pflichtgeméBen Ermessens.

9 Antrags- und Bewilligungsverfahren

9.1 Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Pramie, fir den Nachweis sowie fiir die gegebenenfalls
erforderliche Aufhebung des Leistungsbescheids und die Riickforderung der Bundesmittel ist das Bundesministerium
flr Ernghrung und Landwirtschaft zustéindig, soweit nicht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes etwas Anderes
bestimmt ist.

Soweit auf Grund einer anderweitigen Bestimmung fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Pramie, fir
den Nachweis sowie fiir die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Leistungsbescheides und die Riickforderung
der Bundesmittel die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. (FNR), Giilzow-Priizen, zusténdig ist, kann sich die
FNR zur Erledigung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. Soweit sich die FNR zur Erledigung ihrer Aufgaben Dritter be-
dient, werden diese im Leistungsbescheid mit ihren Aufgaben benannt.

9.2 Antrdge auf Gewahrung einer Pramie sind iiber das elekironische Antragssystem unter
www.bundeswaldpraemie.de unter Beachtung der im Antragsportal bekannt gemachten Antragsverfahrensbestim-
mungen bis spatestens 31, Oktober 2021 (Ausschlussfrist) einzureichen.

9.3 Der Antragstellung fiir die Pramie sind von den Antragstellern folgende Unterlagen beizufiigen:

9.3.1 Eigenerkidrung ber die pflichtgeméBe Entrichtung der Beitrige nach § 150 Absatz 1 SGB ViI. Diese Unterlage
ist nicht von den kommunalen Waldeigent(imem beizufligen.

9.3.2 Aktuell glltige Urkunde eines anerkannten Zertifikats gemaB Nummer 4.1.2 fir die Antragsfldche.

9.3.3 Eigenerklarung zu Nummer 3.2 und 3.3.

9.3.4 Selbstverpflichtung nach Nummer 4.1.3.

9.3.5 De-minimis-Erki&rung nach Nummer 7.1.

9.3.6 Einversténdniserkldrung zur Datenverarbeitung und -ibermittlung nach Datenschutzgrundverordnung im Sinne
dieser Richtlinie.

9.3.7 Erkldrung zu § 264 StGB (subventionserhebliche Tatsachen).

9.3.8 Nachweis der Antragsfliche durch Vorlage des letzten Beitragsbescheides (iber die Unfallversicherung der
Sozialversicherung fir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau nach § 136 Absatz 3 SGB VIl und Angabe des Akten-
zeichens der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft. Der Beitragsbescheid muss nicht beigefligt werden, soweit
der Nachweis auch durch einen Datenaustausch der FNR mit der Sozialversicherung fir Landwirtschaft, Forsten und
Gartenbau erbracht werden kann. Ob dies der Fall ist, kann den Antragsunterlagen entnommen werden. Die Unterlage
ist nicht von den kommunalen Waldeigentimern beizufiigen.

9.4 Fir die Ruckforderung gewéhrter Prémien gilt das VWVIG, insbesondere die §§ 48, 49, 49a VWVIG, soweit nicht
nach dieser Richtlinie Abweichendes geregelt ist.

9.5 Der Pramienempfénger erklart sich damit einverstanden, dass die im Férderantrag angegebenen Daten und die
gewahrten Subventionen zur Feststellung der Steuerpflicht und Steuererhebung den zusténdigen Finanzbeh&rden
ﬁbexjmittelt werden dirfen, ein Datenaustausch mit der Sozialversicherung fiir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau
zur Uberpriifung der Angaben (Name, Anschrift und WaldfldchengréBen der beantragenden Unternehmer) im Férder-
antrag durchgeflhrt werden darf und die Unterlagen, die fir die Bemessung der Pramie von Bedeutung sind, min-
destens zehn Jahre aufzubewahren sind. Lingere Aufbewahrungsfristen nach anderen Vorschriften bleiben davon
unberlnrt. Dem Antragsteller kann aufgegeben werden, weitere Unterlagen (zum Beispiel Gesellschaftsvertrag, Sat-
zung, Grundbuchauszug, Pachtvertrag, Jahresabschluss, Unbedenklichkeitserklirung des Finanzamts) vorzulegen.

10 Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veréffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft.
Diese Richtlinie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2021 auBer Kraft.

Berlin, den 22. Oktober 2020

Bundesministerium
fir Ern&hrung und Landwirtschaft

Im Auftrag
Dr. Eva Miller




	Vorlage
	Anlage  1 Waldbewirtschaftung PEFC Zertifizierung-Bundeswaldprämie gesetzliche Grundlage

